
Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 10:

Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses 
Gesetz zum teilweisen Straferlaß 
(2. Lesung)
(Drucksache Nr. 247 a).

Noch ein Antrag zur Geschäftsordnung? - Gut.

Dr. Opitz (F.D.P.):

Herr Präsident! Ich hatte Ihnen dieses Papier, den Antrag we­
gen der Rehabilitation gegeben in diesem Zusammenhang, und 
ich wäre doch dafür, darüber schnell abzustimmen. Ich denke, 
das ist man uns schuldig.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Ja, das Problem ist, daß ich glaube, daß das jetzt nicht mit ganz 
schnell Abstimmen geht, weil dieses Verfahren, wie das gehen 
soll mit der Rehabilitierung, die sich eventuell hieraus ergibt, 
und wie man mit diesen ganzen Akten umgeht, sicher jetzt nicht 
in fünf Minuten zu erledigen ist. Ich bin aber gern bereit, diese 
Sache noch einmal dem Ausschuß mitzugeben. Der muß sich ja 
ohnehin noch einmal treffen, um das andere Verfahren festzule­
gen, so daß der uns vielleicht dann noch einen Vorschlag unter­
breitet.

Dr. Opitz (F.D.P.):

Darf ich nur noch in einigen Sätzen sagen, was ich meinte: a), 
daß dieses Untersuchungsmaterial des Ausschusses archiviert 
wird, daß es nicht vernichtet wird. Zweitens: Wir müssen wissen, 
auf welchen Unterlagen die Urteile beruhen, die hier gefällt wur­
den, drittens, daß den Betroffenen die Akteneinsicht ermöglicht 
wird und dann, daß die Betroffenen belehrt werden von Archiva­
ren, die da sachkundig sind, daß das Ergebnis veröffentlicht wird 
und daß der Sonderbeauftragte der Bundesregierung für die 
Verwahrung der Akten ein entsprechendes Verfahren entwirft.

Aber die Akteneinsicht muß doch erst einmal genehmigt wer­
den. Das ist doch noch offen, soviel ich weiß.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Der Vorschlag lag handschriftlich vor. Ich würde trotzdem 
vorschlagen, wenn Sie sich damit einverstanden erklären kön­
nen, daß der Ausschuß, der sich mit dieser Frage beschäftigt hat, 
sich diese von Ihnen aufgeschriebenen Punkte erst noch einmal 
ansieht und uns dann dazu die Meinung wissen läßt.

Können Sie sich damit einverstanden erklären? - Ich sehe kei­
nen Widerspruch. Dann machen wir das so.

Dann also zunächst der Punkt 10 der Tagesordnung:

Beschlußempfehlung des Rechtsausschusses 
Gesetz zum teilweisen Straferlaß 
(2. Lesung)
(Drucksache Nr. 247 a).

Ich bitte den Vertreter des Rechtsausschusses, den Abgeord­
neten Heuer, das Wort zur Begründung zu nehmen.

Prof. Dr. Heuer, Berichterstatter des Rechtsausschusses:

Der Rechtsausschuß hat sich in seiner heutigen Sitzung noch 
einmal mit diesem Gesetzentwurf befaßt. Es geht hierbei nicht 
um eine allgemeine Amnestie. Die Ursache für diesen Gesetz­
entwurf ist die kritische Situation in den Haftanstalten, die au­
ßergewöhnliche Maßnahmen erfordert. Der Justizminister ver­
wies im Ausschuß darauf, daß es einmal darum ginge, der neuen 
Situation bei der Herstellung der Einheit Deutschlands Rech­

nung zu tragen sowie unverhältnismäßig hohe Strafen zu korri­
gieren.

Das Gesetz sieht zwei Dinge vor: zum einen die Ermäßigung 
der Strafe, einen Straferlaß um ein Drittel, wobei bestimmte 
Ausnahmen vorgesehen sind, sowie zum anderen die Möglich­
keit, alle Urteile noch einmal auf Antrag zu überprüfen, die bis 
zum ersten Juli dieses Jahres ergangen sind.

Der Ausschuß hat vor allem die Frage erörtert, ob die Ausnah­
men auszudehnen seien, das heißt, ob ein größerer Kreis von 
Straftaten von der Herabsetzung der Strafe ausgenommen wer­
den sollte. Er hat das abgelehnt. Er war der Meinung, daß es 
überwiegend Täter sind, die schwere Straftaten begangen ha­
ben, und daß aus diesem Grunde eine solche Regelung nicht in 
Frage käme.

Der Ausschuß hat den Antrag des Abgeordneten Thietz nicht 
befürwortet, die Schulden herabzusetzen, da nach seiner Auffas­
sung die allgemeine Herabsetzung der Schulden auf die Hälfte 
im Rahmen des ersten Staatsvertrages ausreiche. Darüber hin­
aus hielt er es nicht für richtig.

Ein schwerwiegendes Problem sieht der Ausschuß in der Re­
sozialisierung unter außerordentlich komplizierten Bedingun­
gen. Die Straftäter kommen nach ihrer Entlassung in eine voll­
kommen veränderte Welt. Das normale Problem der Resoziali­
sierung oder Wiedereingliederung, wie bei uns gesagt wird, 
stellt sich hier in einer außerordentlich verschärften Form fr” 
diejenigen, die jetzt entlassen werden. Wir haben über diese Flw 
ge gesprochen. Es wurde die Frage erörtert, ob nicht besser von 
einer Verurteilung auf Bewährung ausgegangen werden sollte. 
Wir haben das ausführlich diskutiert, aber dann aus verschiede­
nen Gründen abgelehnt.

Wir haben dagegen einen Änderungsvorschlag, und zwar ha­
ben wir für den § 4 Abs. 1 eine neue Fassung vorgeschlagen. Ich 
weiß nicht, ob sie den Abgeordneten vorliegt. Sie lautet:

‘Wurde durch die Strafermäßigung das Strafende erreicht 
oder überschritten, ist der Strafgefangene unverzüglich aus 
dem Strafvollzug zu entlassen.“

Statt “bis zum 2. Oktober“. Es heißt dann weiter:

“Die Landesbevollmächtigten werden verpflichtet, geeigne­
te Maßnahmen der Resozialisierung zu treffen.“

Wir wissen, daß das ein großes Problem sein wird, aber wir 
meinen, daß wir jedenfalls durch diese Orientierung helfen kön­
nen, diesen Prozeß unter den gegenwärtigen außerordentlich 
komplizierten Bedingungen zu erleichtern.

Ich möchte noch eine abschließende Bemerkung machen: D*__________
Ausführungen des Präsidenten zu § 57 waren etwas zu absolut 
gefaßt. Die Regelungen des § 57 und des § 57 a des Strafgesetzbu­
ches verpflichten nicht unter allen Umständen zu einer Bewäh­
rung nach zwei Dritteln der Strafzeit.

Der Ausschuß empfiehlt, das Gesetz in dieser veränderten 
Fassung anzunehmen, um eine normale Situation in den Straf­
anstalten herbeizuführen.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Anfragen? - Ja, Wortmeldungen ist etwas ande­
res. Dann ist die Einführung zunächst beendet, wenn keine An­
fragen sind. Wortmeldungen? - Zunächst der Herr Ministerprä­
sident, dann die Abgeordnete Wollenberger.

Ministerpräsident de Maiziere:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich wende mich 
nicht gegen das Anliegen des Gesetzes, aber gegen die Form. Die 
Rechtsordnung, so wie sie bei uns besteht, kennt zwei Möglich­
keiten, Strafen zu ermäßigen oder zu erlassen: erstens die Straf-
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